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Antrag

06.12.2017 - Christiane Schneider, Heike Sudmann, Mehmet Yildiz (DIE LINKE). Betr.: Abschaffung des Paragrafen 219a! Vor dem Amtsgericht GieÃŸen wurde am 24.11.17 gegen eine Allgemeinmedizinerin verhandelt, die auf ihrer Praxishomepage anbietet, Informationen zu medizinischen. Leistungen per Mail zu ... 
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BÜRGERSCHAFT DER FREIEN UND HANSESTADT HAMBURG 21. Wahlperiode



Drucksache



21/11248 06.12.17



Antrag der Abgeordneten Cansu Özdemir, Deniz Celik, Sabine Boeddinghaus, Martin Dolzer, Dr. Carola Ensslen, Norbert Hackbusch, Stephan Jersch, Christiane Schneider, Heike Sudmann, Mehmet Yildiz (DIE LINKE)



Betr.:



Abschaffung des Paragrafen 219a!



Vor dem Amtsgericht Gießen wurde am 24.11.17 gegen eine Allgemeinmedizinerin verhandelt, die auf ihrer Praxishomepage anbietet, Informationen zu medizinischen Leistungen per Mail zu versenden, unter anderem zum Schwangerschaftsabbruch. In dieser sachlichen Information sieht die Gießener Staatsanwaltschaft einen Verstoß gegen das Werbungsverbot für Schwangerschaftsabbrüche nach § 219a des Strafgesetzbuches. Schwangerschaftsabbrüche sind in Deutschland immer noch verboten und nur unter bestimmten Voraussetzungen straffrei. Der Kampf um die Abschaffung der Kriminalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen dauert in Deutschland schon mehr als 100 Jahre. Und der § 219a StGB ist ein Relikt aus der NS-Zeit und längst überflüssig. Dieser Paragraf solle verhindern, dass der Schwangerschaftsabbruch in der Öffentlichkeit als etwas Normales dargestellt und kommerzialisiert werde. Es gibt zwar ausführliche gesetzliche Regelungen zum Arztwerberecht, doch die bestehenden rechtlichen Regelungen behindern das Anrecht von Frauen auf sachliche Informationen: Betroffene müssen vor einem Schwangerschaftsabbruch eine verpflichtende Beratung besuchen, um sich dann eigenständig um einen Arzt/eine Ärztin zu bemühen, welche/r den Eingriff anbietet. Frauen müssen das Recht haben, sich über Schwangerschaftsabbrüche umfassend informieren zu können. Der § 219a StGB verhindert die Information durch Ärzte/-innen, diese haben aber die medizinische Expertise und sind häufig auch Vertrauenspersonen der Patienten/-innen. Da dies derzeit nicht möglich ist, ohne eine Anzeige zu riskieren, landen hilfesuchende Frauen auf den Internetseiten von Abtreibungsgegnern, welche mit martialischen Bildern gegen Ärzte/-innen hetzen, die Abbrüche vornehmen. Diese Gruppen sind bislang die einzigen, die vollständige Listen über Abtreibungsärzte/-innen veröffentlichen (dürfen) – ein inakzeptabler Zustand! Um das Recht auf eine freie Ärzte-/-innenwahl zu garantieren, müssen diese den interessierten Frauen auch im Internet die notwendigen Informationen zur Verfügung stellen dürfen. Auf hamburg.de ist bereits eine Liste mit Institutionen und Praxen veröffentlicht, die Abbrüche vornehmen. Es wäre somit ein gutes Zeichen, wenn von Hamburg aus dieses frauenfreundliche Signal ausginge, den § 219a StGB abzuschaffen. Der Schwangerschaftsabbruch muss entkriminalisiert werden und kostenfrei sein. Ein freier Zugang zu Information und eine freie Ärzte-/-innenwahl sind im Sinne der Gewährleistung der körperlichen Selbstbestimmung zu garantieren. 1.) Die Bürgerschaft möge beschließen: Die Bürgerschaft ist der Auffassung, dass Ärzte/-innen das Recht haben sollten, über ihre Leistungen im Internet zu informieren. Es ist heutzutage ein normaler Zugang zu Informationen.
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Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 21. Wahlperiode



2.) Der Senat wird aufgefordert,



2



1.



eine Initiative im Bundesrat zur Abschaffung des § 219a StGB auf den Weg zu bringen.



2.



der Bürgerschaft im 2. Quartal 2018 zu berichten.
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Antrag 

Die sÃ¤chsische Arbeitsschutzverwaltung kontrolliert branchenÃ¼bergreifend die betriebliche. Umsetzung staatlicher Rechtsvorschriften. Die Kontrolle bezieht sich ... die Mitarbeiter der BehÃ¶rden zu einem umfassenden und prÃ¤ventiven Gesundheitsschut
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Antrag 

Name, Vorname. StraÃŸe, Haus-Nr. PLZ, Ort. 2. Abbrennen. Ã–rtlichkeit: Ein aktueller Lageplan ist dem Antrag beizulegen. Zeitraum: Tag/Datum. Uhrzeit (von-bis).
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Antrag 

Stadt Isny im AllgÃ¤u auf Erteilung einer Genehmigung fÃ¼r. Fachbereich III. Bauen, Immobilien und Wirtschaft. Errichtung. Grabmal. Dagmar Durach. Versetzung.
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Antrag 

22.11.2017 - GeschÃ¤fte bis 14 Uhr beeintrÃ¤chtigt. Auch Menschen, die im Einzelhandel arbeiten, haben, insbesondere nach dem anstrengen WeihnachtsgeschÃ¤ft, einen Anspruch, in. Ruhe ihre Familienfeier zu organisieren und gemeinsam mit ihren Familien
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Antrag 

25.08.2015 - sind, diese Aufgabe im Sinne einer humanen Flüchtlingspolitik zu meistern. Es ist eine ge- samtgesellschaftliche humanitäre Verpflichtung von ...










 


[image: alt]





Antrag 

13.04.2016 - Dr. Alexander Wolf, Detlef Ehlebracht, Andrea Oelschlaeger, Dr. Joachim KÃ¶rner. (AfD). Betr.: Keine extremistischen Bands und Hass-Musiker ...
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Antrag 

Der Antrag ist mindestens 14 Tage im Voraus zu stellen. FÃ¼r die Erteilung einer Erlaubnis zum Anbringen von. WerbeplakattrÃ¤gern. Banner. Antragsteller: Name ...
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Antrag 

Stadtverwaltung Isny. Fachbereich II. -Ordnungsverwaltung-. WassertorstraÃŸe 1-3. 88316 Isny im AllgÃ¤u. Antragsteller. Name, Vorname. Firma, Verein, Institution.
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Antrag 

19.03.2012 - der Abgeordneten Margarete Bause, Dr. Martin Runge,. Ulrike Gote, Ludwig Hartmann, Renate Ackermann,. Dr. Sepp DÃ¼rr, Anne Franke, Thomas Gehring, Eike. Hallitzky, Christine Kamm, Dr. Christian Magerl, Tho- mas MÃ¼tze, Maria Scharfenberg
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Antrag 

27.04.2016 - sich im Jahr 2002 an einer der staatlich zugelassenen Hochschulen und Fachhochschulen in ... Brandenburg) stÃ¤rkere Verbindlichkeit der ...
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Antrag 

15.03.2016 - Das Asylpaket I sieht vor, dass FlÃ¼chtlinge grundsÃ¤tzlich kein Bargeld mehr erhalten sollen. Nach dem Asylbewerberleistungsgesetz soll der ...
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Antrag 

27.04.2016 - der Abgeordneten Dr. Alexander Wolf, Prof. Dr. JÃ¶rn Kruse, Detlef Ehlebracht,. Dr. Joachim KÃ¶rner, Dr. Bernd Baumann, Andrea Oelschlaeger, ...
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Antrag Fuehrungszeugnis 
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Bundesrat Antrag 

23.04.2013 - Der Bundesrat bittet die Bundesregierung kurzfristig einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die. Steuermehreinnahmen infolge der kalten Progression durch gezielte Tarifsenkungen noch in dieser Legislaturperiode an die BÃ¼rgerinnen und BÃ¼rge
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Bundesrat Antrag 

10.09.2013 - durchschnittlichen Sparer und gefÃ¤hrdet die private Altersvorsorge. Drucksache ... WÃ¼rde die Private Krankenversicherung (PKV) zu Guns-.
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Bundesrat Antrag 

10.09.2013 - einen Gesetzentwurf vorzulegen, um die Steuermehreinnahmen infolge der kalten. Progression durch gezielte Tarifsenkungen an die ...
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Aufnahme Antrag 

Unterschrift. E-Mail Verteiler ... Telefonnummern und E-Mail Adresse. 3. ... VerÃ¶ffentlichung an Print- und Telemedien, sowie elektronische Medien Ã¼bermittelt.
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antrag - KVHB 

hebung nicht bezogen werden, sondern muss nach den Regeln der persÃ¶nlichen Leistungserbringung selbst erbracht werden. Mit meiner Unterschrift bestÃ¤tige ...
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

24.04.2012 - Tackmann, Kathrin Vogler, Harald Weinberg und der Fraktion DIE LINKE. Pflege tatsÃ¤chlich neu ausrichten â€“ Ein Leben in WÃ¼rde ermÃ¶glichen.
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

17.04.2013 - bessern, insbesondere indem sie mehr Fachpersonal einstellen. .... denden, ErlÃ¶se aus der VerÃ¤uÃŸerung von Aktien, Schuldtiteln und anderen .... rem durch den An- und Verkauf von Gold Ã¼ber auslÃ¤ndische Personengesell-.
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Deutscher Bundestag Antrag - DIP21 

05.06.2015 - Kirchen, beruhend auf Artikel 140 des Grundgesetzes (GG) in .... Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KÃ¶ln, ...
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

27.06.2008 - Renate Blank, Angelika Brunkhorst, Martin Burkert, Paul K. Friedhoff, Peter. Friedrich, Josef GÃ¶ppel, Hans-Michael Goldmann, Heinz-Peter ...
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

21.03.2012 - I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) sind Leistungen, die nicht zum fest- geschriebenen ...
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Antrag - DIP21 - Deutscher Bundestag 

09.05.2012 - Antrag der Abgeordneten Frank Schwabe, Dirk Becker, Gerd Bollmann, Marco BÃ¼low,. Petra Ernstberger, Iris Gleicke, Ulrich Kelber, Dr. BÃ¤rbel ...
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